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Drucksache 2443 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung von Zinszuschüssen zur Wohnungs- 
versorgung für junge Familien und für Familien mit 
geringem Einkommen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Gewährung von Zinszuschüssen 

(1) Der Bund stellt den Ländern Mittel zur Ver- 
fügung, die als Zinszuschüsse für den Bau von Woh- 
nungen mit tragbaren Mieten und Belastungen im 
Rahmen des sozialen Wohnungsbaues zur Woh- 
nungsversorgung für die nach § 2 begünstigten 
Wohnungsuchenden eingesetzt werden. 

(2) Im Rahmen dieses Programmes gewährt der 
Bund den Ländern in den Jahren von 1961 bis 1965 
jährlich jeweils 50 Millionen DM für Zinszuschüsse, 
die auf die Dauer von zunächst sieben Jahren zur 
Verbilligung von Kapitalmarktmitteln bis auf 2 vom 
Hundert gewährt werden, und finanziert für die je- 
weils folgenden Jahre die sich aus den Zusagen 
ergebenden Anforderungen. 

§ 2 

Begünstigter Personenkreis 

Zu dem begünstigten Personenkreis gehören 
junge Familien nach § 25 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes und Familien mit geringem Einkom- 
men gemäß § 3 dieses Gesetzes. 

§ 3 

Einkommensgrenze 

(1) Die zuständige oberste Landesbehörde gewährt 
gemäß § 42 Abs. 6 und § 46 Abs. 1 Buchstabe b des 


Zweiten Wohnungsbaugesetzes vom 27. Juni 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 523) Zinszuschüsse für den 
Bau von Wohnungen für Wohnungsuchende nach 
diesem Gesetz, bei denen das Jahreseinkommen des 
Haushaltsvorstandes bei Familien mit zwei Fami- 
lienmitgliedern den Betrag von 4800 Deutsche Mark 
zuzüglich 1200 Deutsche Mark für jeden weiteren 
zur Familie rechnenden Angehörigen, der über 
kein selbständiges Einkommen verfügt, nicht über- 
steigt. 

(2) Als Familienmitglieder zählen die Angehöri- 
gen gemäß § 8 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes. 

(3) Für im Rahmen dieses Programms geförderte 
Wohnungen ist das Gesetz über Bindungen für 
öffentlich geförderte Wohnungen vom 23. Juni 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 402) anzuwenden. 

§ 4 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1961 in Kraft. 


Bonn, den 25. Januar 1961 


Ollenhauer und Fraktion 
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